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Erwägungen

E. 1
Das Bundesgericht prüft von Amtes wegen und mit freier Kognition, ob ein Rechtsmittel
zulässig ist ( BGE 135 III 212 E. 1 S. 216 mit Hinweisen).

E. 2.1
Das BGG unterscheidet in Art. 90 bis 93 zwischen End-, Teil- sowie Vor- und
Zwischenentscheiden und schafft damit eine für alle Verfahren einheitliche Terminologie.
Ein Endentscheid ist ein Entscheid, der das Verfahren prozessual abschliesst ( Art. 90 BGG
), sei dies mit einem materiellen Entscheid oder Nichteintreten, z.B. mangels Zuständigkeit.
Der Teilentscheid ist eine Variante des Endentscheids. Mit ihm wird über eines oder einige
von mehreren Rechtsbegehren (objektive und subjektive Klagehäufung) abschliessend
befunden. Es handelt sich dabei nicht um verschiedene materiellrechtliche Teilfragen eines
Rechtsbegehrens, sondern um verschiedene Rechtsbegehren. Vor- und Zwischenentscheide
sind alle Entscheide, die das Verfahren nicht abschliessen und daher weder End- noch
Teilentscheid sind; sie können formell- und materiellrechtlicher Natur sein.

E. 2.2
Nach Art. 92 Abs. 1 BGG ist die Beschwerde ans Bundesgericht gegen selbständig
eröffnete Vor- und Zwischenentscheide über die Zuständigkeit und über
Ausstandsbegehren zulässig. Gegen andere selbständig eröffnete Vor- und
Zwischenentscheide ist die Beschwerde zulässig, wenn sie einen nicht wieder
gutzumachenden Nachteil bewirken können; oder wenn die Gutheissung der Beschwerde
sofort einen Endentscheid herbeiführen und damit einen bedeutenden Aufwand an Zeit oder
Kosten für ein weitläufiges Beweisverfahren ersparen würde ( Art. 93 Abs. 1 BGG ).

E. 2.3
Damit ein Entscheid der Vorinstanz als Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG
qualifiziert werden kann, muss er das Verfahren vor der ersten Instanz abschliessen.
Befindet das kantonale Gericht oder das Bundesverwaltungsgericht über einen
Zwischenentscheid einer unteren Instanz, so stellt der Rechtsmittelentscheid regelmässig
ebenfalls einen Zwischenentscheid dar: Mit einem solchen Entscheid wird nicht über ein
Rechtsverhältnis endgültig entschieden, sondern nur über einen Schritt auf dem Weg zum
Endentscheid. Anders ist lediglich dann zu entscheiden, wenn durch den Entscheid der
letzten kantonalen Instanz ein Zwischenentscheid der ersten Instanz umgestossen und das
Verfahren vor erster Instanz damit abgeschlossen wird ( BGE 139 V 339 E. 3.2 S. 341 mit



weiteren Hinweisen).

E. 3.1
Die Verfügung vom 3. Juli 2013 schliesst das Verfahren nicht ab; sie ist somit, wie auch der
vorinstanzliche Entscheid vom 21. August 2014, als Zwischenentscheid im Sinne des BGG
zu qualifizieren. Der vorinstanzliche Entscheid betrifft weder die Zuständigkeit, noch
würde eine Gutheissung der Beschwerde sofort einen Endentscheid herbeiführen. Da weder
geltend gemacht wurde noch ersichtlich ist, dass der vorinstanzliche Entscheid einen nicht
wieder gutzumachenden Nachteil bewirken könnte, wäre auf die Beschwerde nur insoweit
einzutreten, als der vorinstanzliche Entscheid als Entscheid über ein Ausstandsbegehren
anzusehen ist. Soweit die Beschwerde andere Aspekte betrifft, worunter namentlich die
Zulässigkeit der von der Beschwerdeführerin beantragten Ergänzungsfragen fällt, ist auf die
Beschwerde zum Vorneherein nicht einzutreten.

E. 3.2
Rechtsprechungsgemäss kann sich ein Ausstandsbegehren stets nur gegen Personen und
nicht gegen Behörden richten; nur die für eine Behörde tätigen Personen, nicht die Behörde
als solche, können befangen sein (vgl. BGE 137 V 210 E. 1.3.3 S. 227). Soweit sich die
Beschwerde somit auf das Ausstandsbegehren der Versicherten gegen das Institut
B.________ als Institution bezieht, ist darauf nicht einzutreten (vgl. auch Urteil
8C_599/2014 vom 18. Dezember 2015 E. 3.3). Da die Versicherte zudem ausdrücklich
"unbesehen der einzelnen Teilgutachter" das "Institut B.________ als Gutachterstelle"
ablehnt, kann ihr Begehren auch nicht als sinngemässe Ablehnung sämtlicher Gutachter des
Instituts B.________ interpretiert werden. Somit braucht nicht näher geprüft zu werden, ob
der kantonale Entscheid überhaupt als ein Entscheid über Ausstandsbegehren im Sinne von
Art. 92 Abs. 1 BGG und der hiezu ergangenen Rechtsprechung ( BGE 138 V 271 E. 2.2 f.
S. 277 f.) betrachtet werden kann.

E. 4
Da vorliegendes Verfahren nicht in den Anwendungsbereich von Art. 6 Abs. 1 EMRK fällt
(vgl. Urteil 8C_599/2014 vom 18. Dezember 2015 E. 5) und kein anderer sachlicher Grund
für eine öffentliche Verhandlung erkennbar ist, ist der Antrag der Beschwerdeführerin, vor
Bundesgericht eine entsprechende Verhandlung durchzuführen, abzuweisen.

E. 5
Dem Ausgang des Verfahrens entsprechend sind die Gerichtskosten der
Beschwerdeführerin aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ).
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